
Sind grundlegende Voraussetzungen der Vorbereitung 
der gesellschaftlichen Kräfte, wie sie in § 102 StPO 
gefordert werden, nicht erfüllt, so ist eine Rückgabe 
des Verfahrens an den Staatsanwalt unerläßlich. Dabei 
ist es erforderlich, daß die Gerichte diesen Beschluß 
zügig fassen.
Die Voraussetzungen für die Rückgabe des Verfahrens 
wegen nicht genügender Mitwirkung der gesellschaft­
lichen Kräfte liegen grundsätzlich vor, wenn
— keine Beratung im Arbeitskollektiv oder in einem 

anderen Kollektiv aus dem Lebensbereich des Be­
schuldigten oder Angeklagten (Hausgemeinschaft, 
Sportgemeinschaft u. ä.) stattgefunden hat, es sei 
denn, ein solches Kollektiv ist nicht vorhanden 
(eine Stellungnahme von staatlichen oder betrieb­
lichen Leitern ersetzt nicht die Beratung im Kollek­
tiv);

— kein Vertreter des Kollektivs zur Mitwirkung ge­
wonnen wurde, obwohl das im konkreten Verfahren 
notwendig und möglich war;

— Gegenstand der Beratung einseitig nur die Arbeits­
leistungen und die Arbeitsdisziplin des Beschuldig­
ten oder Angeklagten waren und die Ursachen und 
Bedingungen seines kriminellen Verhaltens nicht er­
örtert wurden, obwohl dies möglich war;

— die Voraussetzungen für den Erziehungs- und 
Selbsterziehungsprozeß des Beschuldigten oder An­
geklagten und seine inhaltliche Ausgestaltung nicht 
Gegenstand der Beratung waren.

Die Rückgabe des Verfahrens an den Staatsanwalt ist 
ausgeschlossen, wenn die in Ziff. 3 des Berichts des 
Präsidiums auf der 25. Plenartagung des Obersten Ge­
richts enthaltenen Voraussetzungen vorliegen./3/

3.3. Zur Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte 
aus den Wohngebieten

Die Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte aus dem 
Wohnbereich hat sich nur zum Teil verbessert. Eine 
zielgerichtete Mitwirkung erfolgt vor allem in Jugend­
strafverfahren und in Verfahren gegen solche Perso­
nen, die keinem Arbeitskollektiv angehören (Asoziali­
tät gemäß § 249 StGB). So haben z. B. in Verfahren 
wegen Gefährdung der öffentlichen Ordnung durch 
asoziales Verhalten gesellschaftliche Ankläger aus dem 
Wohngebiet mitgewirkt, die überzeugend auftraten und 
die individuelle und gesellschaftliche Wirksamkeit 
dieser Verfahren förderten.
Ausgehend von diesen Feststellungen müssen die Ge­
richte im Rahmen der sozialistischen Gemeinschafts­
arbeit darauf hinwirken, daß dort, wo gesellschaftliche 
Kollektive, insbesondere Hausgemeinschaften, vor­
handen sind, größere Anstrengungen unternommen 
werden, um die zum Teil vorhandene Zurückhaltung 
zur Mitwirkung im Strafverfahren zu überwinden. 
Eine Befragung einzelner Bürger zum Verhalten des 
Beschuldigten oder Angeklagten reicht in der Regel 
nicht aus, um die gerichtliche Hauptverhandlung 
gründlich vorzubereiten.

gungen sowie zu den Möglichkeiten ihrer, Überwindung,
— zur Person des Beschuldigten, zu seiner Arbeitsdisziplin, 

zu seiner Einstellung zum Kollektiv und zur Gesellschaft, 
zu seiner Freizeitgestaltung,

— zu den Voraussetzungen und Möglichkeiten der weiteren 
Erziehung durch das Kollektiv (einschließlich Arbeitsplatz­
bindung, Bürgschaft),

— zu den Anforderungen an die Selbsterziehung,
— zu den Formen der Mitwirkung durch das Kollektiv (Kol­

lektivvertreter, gesellschaftlicher Ankläger, gesellschaft­
licher Verteidiger).

Des weiteren werden Angaben über den Personenkreis gefor­
dert, der an der Beratung teilgenommen hat (Leitungskräfte 
des Betriebes bzw. der Gewerkschaft, Zusammensetzung des 
Kollektivs).
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3.4. Inhalt und Methoden der Vorbereitung der Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte in der Haupt­
verhandlung

Richter und Schöffen müssen im Eröffnungsverfahren 
gründlich überlegen, wie das Verfahren wirksam zu 
gestalten ist und welche differenzierten Vorbereitungen 
für die Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte in 
eigener Verantwortung zu treffen sind, so daß mit ei­
nem möglichst geringen Aufwand an Zeit und Kraft 
optimale gesellschaftliche Effektivität erreicht wird.
Die am Verfahren beteiligten gesellschaftlichen Kräfte 
müssen auf ihre Aufgaben — entsprechend ihrer recht­
lichen Stellung im Verfahren und im Rahmen ihres 
Auftrags zielgerichteter vorbereitet werden. Die 
Rechtspflegeorgane müssen — ausgehend vom konkre­
ten Verfahren — die Kollektive durch Hinweise dazu 
veranlassen, sich sachkundig zu folgenden Punkten zu 
äußern:
— zum Verhalten des Täters im Kollektiv vor und nach 

der Tat sowie zur Einstellung des Täters zum 
Kollektiv,

— zur Erziehungsfähigkeit und -bereitschaft des 
Täters,

— zur Haltung des Kollektivs zur Tat und zum Täter,
— zu den Voraussetzungen und zur Bereitschaft des 

Kollektivs, am weiteren Erziehungsprozeß mitzu­
wirken,

— zu den Schwerpunkten des Erziehungsprozesses,
— zu den besonderen Fähigkeiten, Kenntnissen, Ein­

stellungen und zum Bildungsniveau des Täters.
Die Vorbereitung der Kollektivvertreter auf eine 
qualifizierte Mitwirkung im Strafverfahren ist in er­
ster Linie durch das Untersuchungsorgan in der Kol­
lektivberatung, die der Delegierung zugrunde liegt, zu 
sichern.
Die Gerichte machen in zunehmendem Maße — wenn 
auch noch nicht in allen notwendigen Fällen — da­
von Gebrauch, den Vertreter des Kollektivs mit der 
Ladung zur Hauptverhandlung durch präzise, sachbe­
zogene Fragen zu einer ergänzenden Beratung im Kol­
lektiv zu veranlassen und damit eine bessere Vorbe­
reitung der Hauptverhandlung zu gewährleisten. Ver­
schiedene Gerichte wenden sich zutreffend in geeigne­
ten Verfahren schriftlich an die BGL des Betriebes 
und empfehlen unter Bezugnahme auf den Beschluß 
des Sekretariats des Bundesvorstandes des FDGB vom 
10. März 1969 /4/ die Teilnahme am Termin. Gleichzeitig 
wird mitgeteilt, wer als Vertreter des Kollektivs be­
nannt ist. Benachrichtigt werden ebenfalls die Schöf­
fenkollektive und in geeigneten Fällen auch die Kon­
fliktkommission. Zeigt sich im Eröffnungsverfahren, 
daß das Kollektiv in der Aussprache die Bereitschaft 
zur Übernahme einer Bürgschaft erklärte, so liegt es 
in der Verantwortung des Gerichts, dem Kollektiv ex­
akte Hinweise zur konkreten Ausgestaltung der Bürg­
schaft zu geben. Unterläßt das Gericht solche Hinweise, 
dann läuft es Gefahr, daß der Vertreter des Kollektivs 
in der Hauptverhandlung keine konkrete Bürgschafts­
erklärung Vorbringen kann und deshalb die Verhand­
lung unterbrochen werden muß.
Das Plenum des Obersten Gerichts hat in seiner 25. Ta­
gung darauf hingewiesen, daß in Ausnahmefällen auch 
Richter oder Schöffen vor Durchführung der Haupt-

/4/ Gegenstand des Beschlusses ist die Ordnung über gewerk­
schaftliche Aufgaben bei der Vorbeugung, Bekämpfung und 
Verhütung von Straftaten, bei der Erziehung kriminell Ge­
fährdeter, der Erziehung von auf Bewährung Verurteilten so­
wie der Wiedereingliederung Strafentlassener in das gesell­
schaftliche Leben; veröffentlicht in: Informationsblatt des 
FDGB 1969, Nr. 8.
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